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Sachgebiet 860  

Beschlußempfehlung*) 
des Ausschusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 12/1154 — 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

und dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1155 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

A. Problem 

Die Erfahrungen mit der Gesundheitsreform zeigen: Die Reform ist 
richtig angelegt und hat sich insgesamt bewährt. Bei einigen Rege-
lungen sind jedoch Änderungen, die eine bessere Sozialverträg-
lichkeit bewirken, und Leistungsverbesserungen angezeigt. 

B. Lösung 

— Herabsetzung der Obergrenze bei der 15%igen Zuzahlung für 
Arzneimittel von 15 DM auf 10 DM und Einführung einer Min-
destzuzahlung von 1 DM. 

— Verdoppelung der Bezugsdauer beim Kinderkrankengeld und 
Heraufsetzung der Altersgrenze von 8 auf 12 Jahre. 

— Klarstellung beim Anspruch auf nichtärztliche sozialpädiatri-
sche Leistungen. 

*) Bericht der Abg. Dr. Paul Hoffacker, Klaus Kirschner und Dr. Bruno Menzel folgt auf Drucksache 
12/1392. 
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— Erleichterung bei der Vorversicherungszeit für Pflegeleistun-
gen, 

— Einführung einer gleitenden Härtefallregelung beim Zahn-
ersatz. 

— Entlastung der Versicherten im Beitrittsgebiet bei den Zu-
zahlungen für Arznei- und Verbandmitteln. 

Der 15. Ausschuß hat u. a. beschlossen, den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der prozentualen Zuzahlungsregelung auf den 1. Oktober 
1992 zu verschieben. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP — Drucksache 12/1154 — mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim-
men der Mitglieder der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste angenommen und den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD — Drucksache 12/1155 — abgelehnt. 

C. Alternative 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD verfolgt das Ziel, durch 
eine Verschiebung des Inkrafttretens der prozentualen Zuzahlung 
um drei Jahre Zeit für eine grundlegende gesetzliche Neuordnung 
des Marktes für Arzneimittel zu erreichen, die auf Kassenrezept 
abgegeben werden können. 

D. Kosten 

Die vorgesehenen Leistungsverbesserungen führen zu Mehraus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung von rd. 300 Mio. 
DM. Die 15%ige Zuzahlung entlastet die gesetzliche Krankenver

-

sicherung in den alten Bundesländern 1992 um ca. 75 Mio. DM und 
ab 1993 um ca. 300 Mio. DM jährlich. Für den Bereich der neuen 
Bundesländer ist davon auszugehen, daß die Entlastung der Kran-
kenkassen durch die 15%ige Zuzahlung und durch die gleichzei-
tige Belastung bei Anhebung der Härtefallgrenze auf das Niveau 
der alten Bundesländer zunächst kompensiert werden. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD — Drucksache 
12/1155 — abzulehnen und 

2. den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 12/1154 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 28. Oktober 1991 

Der Ausschuß für Gesundheit 

Dr. Dieter Thomae 

Vorsitzender 

Dr. Paul Hoffacker 

Berichterstatter 

Karl Hermann Haack (Extertal) Dr. Bruno Menzel 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 
— Drucksachen 12/1154, 12/1363 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

01. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 9 werden die Worte „im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „im Inland" ersetzt. 

bb) In Nummer 12 werden die Worte „in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs" 
durch die Worte „in das Inland" ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „im Ausland" ersetzt. 

c) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Trifft eine Versicherungspflicht nach Ab-
satz 1 Nr. 6 mit einer Versicherungspflicht 
nach Absatz 1 Nr. 7 oder 8 zusammen, geht 
die Versicherungspflicht vor, nach der die hö-
heren Beiträge zu zahlen sind." 

02. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 5 werden die Worte „außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetz-
buchs" durch die Worte „im Ausland" und die 
Worte „in den Geltungsbereich dieses Gesetz-
buchs" durch die Worte „in das Inland" er-
setzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 5 werden die Worte „in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „in das Inland" ersetzt. 
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Entwurf 

1. In § 31 wird Absatz 3 wie folgt gefaßt: 

„(3) Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, haben zu den Kosten der Arznei-
und Verbandmittel, für die ein Festbetrag nach 
§ 35 nicht festgesetzt ist, eine Zuzahlung von 
15 vom Hundert, mindestens eine Deutsche Mark 
und höchstens 10 Deutsche Mark je Mittel, an die 
abgebende Stelle zu leisten. Pfennigbeträge sind 
auf den nächstniedrigeren durch zehn teilbaren 
Betrag abzurunden." 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

03. In § 10 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „Geltungs-
bereich dieses Gesetzbuchs" durch das Wort  „In-
land" ersetzt. 

04. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetz-
buchs" durch die Worte „im Ausland" er-
setzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „im Ausland" ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „im Ausland" ersetzt. 

05. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: „Lei-
stungen bei Beschäftigung im Ausland". 

b) In Absatz 1 werden die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „im Ausland" ersetzt. 

06. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: „Ko-
stenübernahme bei Behandlung im Aus-
land" . 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetz-
buchs" durch die Worte „im Ausland" er-
setzt. 

07. In § 30 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

1. In § 31 wird Absatz 3 wie folgt gefaßt: 

„(3) Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, haben zu den Kosten der Arznei-
und Verbandmittel, für die ein Festbetrag nach 
§ 35 nicht festgesetzt ist, 

1. bis 30. September 1992 eine Zuzahlung von 
drei Deutschen Mark je Mittel, jedoch nicht 
mehr als die Kosten des Mittels, 

2. vom 1. Oktober 1992 an eine Zuzahlung von 
15 vom Hundert, mindestens eine Deutsche 
Mark und höchstens 10 Deutsche Mark je Mit-
tel, 

an die abgebende Stelle zu leisten. Pfennigbe-
träge sind auf den nächstniedrigeren durch zehn 
teilbaren Be trag abzurunden." 
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Entwurf 

2. In § 38 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „achte Le-
bensjahr" durch die Worte „zwölfte Lebensjahr" 
ersetzt. 

3. Nach § 43 wird eingefügt: 

„§43a 
Nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen 

Versicherte Kinder haben Anspruch auf nicht-
ärztliche sozialpädiatrische Leistungen, insbeson-
dere auf psychologische, heilpädagogische und 
psychosoziale Leistungen, wenn sie unter ärztli-
cher Verantwortung erbracht werden und erforder-
lich sind, um eine Krankheit zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt zu erkennen und einen Behandlungs-
plan aufzustellen." 

4. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „achte Le-
bensjahr" durch die Worte „zwölfte Lebens-
jahr" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Anspruch auf Krankengeld nach Absatz 1 
besteht in jedem Kalenderjahr für jedes Kind 
längstens für 10 Arbeitstage, für alleinerzie

-

hende Versicherte längstens für 20 Arbeitstage. 
Der Anspruch nach Satz 1 besteht für Versi-
cherte für nicht mehr als 25 Arbeitstage, für 
alleinerziehende Versicherte für nicht mehr als 
50 Arbeitstage je Kalenderjahr." 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

la.  § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 werden 
die Worte „Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung" durch die Worte „Bundesmini-
ster für Gesundheit" ersetzt und werden die 
Worte „dem Bundesminister für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit und" gestri-
chen. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" 
ersetzt. 

lb.  In § 35 Abs. 7 Satz 1 wird das Wort  „Bundes-
arbeitsblatt" durch das Wort  „Bundesanzeiger" 
ersetzt. 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

4a. In § 49 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs" durch 
die Worte „im Ausland" ersetzt. 

4b. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetz-
buchs" durch die Worte „im Ausland" er-
setzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 4 werden die Worte „außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetz-
buchs" durch die Worte „im Ausland" er-
setzt. 
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Entwurf 

5. § 54 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Versicherte erhalten häusliche Pflegehilfe, wenn 
sie seit der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit bis zur Feststellung der Schwerpflege-
bedürftigkeit 

1. mindestens neun Zehntel der zweiten Hälfte 
dieses Zeitraums oder mindestens 180 Kalen-
dermonate und 

2. in den letzten sechzig Kalendermonaten vor 
Feststellung der Schwerpflegebedürftigkeit 
mindestens sechsunddreißig Kalendermonate 

Mitglied oder nach § 10 versichert waren." 

6. In § 62 wird nach Absatz 2 eingefügt: 

„(2 a) Die Krankenkasse hat den vom Versicher-
ten zu tragenden Teil der berechnungsfähigen Ko-
sten bei der Versorgung mit Zahnersatz zu über-
nehmen, soweit er das Dreifache der Differenz zwi-
schen den monatlichen Bruttoeinnahmen zum Le-
bensunterhalt nach § 61 und der zur vollständigen 
Befreiung nach § 61 maßgebenden Einnahme-
grenze übersteigt. Der vom Versicherten zu tra-
gende Teil erhöht sich im Falle des § 30 Abs. 5 
Satz 2 um zehn vom Hundert der berechnungsfähi-
gen Kosten. Der vom Versicherten nach den Sät-
zen 1 und 2 zu tragende Teil darf den vom Versi-
cherten nach § 30 Abs. 1 zu tragenden Teil nicht 
überschreiten." 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

4c. § 51 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Haben diese Versicherten ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland, kann ih-
nen die Krankenkasse eine Frist von 10 Wochen 
setzen, innerhalb der sie entweder einen Antrag 
auf Maßnahmen zur Rehabilitation bei einem 
Leistungsträger mit Sitz im Inland oder einen 
Antrag auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit bei 
einem Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung mit Sitz im Inland zu stellen haben." 

4d. In § 53 Abs. 4 werden die Worte „Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte 
„Bundesminister für Gesundheit" und die Worte 
„Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit" durch die Worte „Bundesmini-
ster für Familie und Senioren" ersetzt. 

5. unverändert 

5a. In § 60 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs" durch die 
Worte „in das Inland" ersetzt. 

6. unverändert 

6a. In § 89 Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6 werden die Worte 
„Bundesministerfür Arbeit und Sozialordnung" 
durch die Worte „Bundesminister für Gesund-
heit" ersetzt. 

6b. In § 90 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 
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Entwurf 

7. § 119 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

6c. In § 91 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 werden die Worte 
„Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung" 
durch die Worte „Bundesminister für Gesund-
heit" ersetzt. 

6d. In § 93 Satz 2 wird das Wort  „Bundesarbeits-
blatt" durch das Wort „Bundesanzeiger" er-
setzt. 

6e. § 94 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1, 3 und 4 werden die Worte 
„Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung" durch die Worte „Bundesminister für 
Gesundheit" und die Worte „Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesministers für Gesundheit" er-
setzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Bundesarbeits-
blatt" durch das Wort  „Bundesanzeiger" er-
setzt. 

6f. § 98 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 14 werden die Worte „im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzbuchs" durch die 
Worte „im Inland" ersetzt. 

6g. In § 109 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzbuchs" durch die 
Worte „im Inland" ersetzt. 

7. unverändert 

7a. In § 128 Satz 5 wird das Wort  „Bundesarbeits-
blatt" durch das Wort  „Bundesanzeiger" er-
setzt. 

7b. In § 129 Abs. 7 und Abs. 10 Satz 1 werden die 
Worte „Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung" durch die Worte „Bundesminister für 
Gesundheit" ersetzt. 

7c. In § 134 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

7d. § 141 wird wie folgt geändert: 

a) In Abatz 3 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Der 
Bundesministerfür Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit sowie der Bundesminister für 
Wirtschaft sind" ersetzt durch „Der Bundes-
minister für Wirtschaft ist". 
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Entwurf Beschlüsse des 15. Ausschusses 

c) In Absatz 4 werden die Worte „Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

7e. In § 142 Abs. 1 und 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

7f. In § 145 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzbuchs" durch die 
Worte „im Inland" ersetzt. 

7g. In § 168 Abs. 4 werden die Worte „Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

7h. In § 200 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

7i. § 213 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" 
ersetzt und die Worte „dem Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
und" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wo rt  „Bundesar-
beitsblatt" durch das Wort  „Bundesanzeiger" 
ersetzt. 

7j. In § 214 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 
werden die Worte „Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung" durch die Worte „Bundes-
minister für Gesundheit" und die Worte „Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung" 
durch die Worte „Bundesministers für Gesund-
heit" ersetzt. 

7k. § 244 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Bundesmini-
ster für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit" durch die Worte „Bundesminister für 
Frauen und Jugend" ersetzt. 

71. In § 245 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 

7m. In § 247 Satz 1 werden die Worte „Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesminister für Gesundheit" er-
setzt. 
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Entwurf 

8. § 310 Abs. 11 wird wie folgt gefaßt: 

„(11) Bei der Anwendung der §§ 61 und 62 sind 
im Beitrittsgebiet die monatliche Bezugsgröße und 
die Jahresarbeitsentgeltgrenze zugrunde zu legen, 
die für das Bundesgebiet ohne das Beitrittsgebiet 
gelten." 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

7n. In § 264 werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte 
„Bundesminister für Gesundheit" ersetzt. 

7o. In § 273 werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte 
„Bundesminister für Gesundheit" ersetzt. 

7p. In § 274 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte 
„Bundesminister für Gesundheit" ersetzt. 

7q. In § 275 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs" 
jeweils durch die Worte „im Ausland" ersetzt. 

8. § 310 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Bei Inanspruchnahme von Leistungen 
nach § 31 ist bis zum 30. Juni 1991 keine Zu-
zahlung zu leisten. Bei Inanspruchnahme die-
ser Leistungen zwischen dem 1. Juli 1991 und 
dem 30. September 1992 beträgt die Zuzah-
lung 1,50 Deutsche Mark je Mi ttel." 

b) Dem Absatz 11 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Bei der Anwendung des § 61 im Beitrittsge-
biet ist für die Zuzahlung zu Arznei- und Ver-
bandmitteln (§ 31 Abs. 3) ab 1. Oktober 1992 
die monatliche Bezugsgröße zugrunde zu le-
gen, die für das Bundesgebiet ohne das Bei-
trittsgebiet gilt. " 

8a. In § 311 Abs. 1 Buchstabe b, Doppelbuchstabe cc 
werden die Worte „Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung" durch die Worte „Bundes-
ministers für Gesundheit" ersetzt. 

Artikel 1 a 

Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch 

In § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I 
S. 1337), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) geändert worden ist, 
werden die Worte „achte Lebensjahr" durch die 
Worte „zwölfte Lebensjahr" ersetzt. 

Artikel 1 b 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

In § 569 a Nr. 4 Halbsatz 2 der Reichsversiche-
rungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 820-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) geändert wor-
den ist, werden die Worte „achte Lebensjahr" durch 
die Worte „zwölfte Lebensjahr" ersetzt. 
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Entwurf Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Artikel 1 c 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch ... des .. . 
vom ... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

105 b Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

1. Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das gleiche gilt im Falle einer nach ärztlichem 
Zeugnis erforderlichen Beaufsichtigung, Betreu-
ung oder Pflege eines erkrankten Kindes des Ar-
beitslosen bis zur Dauer von 10, bei alleinerzie-
henden Arbeitslosen bis zur Dauer von 20 Tagen 
für jedes Kind in jedem Kalenderjahr, wenn eine 
andere im Haushalt des Arbeitslosen lebende Per-
son diese Aufgabe nicht übernehmen kann und 
das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat." 

2. Folgender Satz wird angefügt: 

„In den Fällen des Satzes 2 wird das Arbeitslosen-
geld für nicht mehr als 25, für alleinerziehende 
Arbeitslose für nicht mehr als 50 Tage in jedem 
Kalenderjahr fortgezahlt." 

Artikel 1 d 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

In § 11 Abs. 1 Satz 1 wird nach Nummer 9 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt; folgende Worte werden 
angefügt: 

„10. nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen." 

Artikel 1 e 

Änderung der Zulassungsverordnung 
für Kassenärzte 

Die Zulassungsverordnung für Kassenärzte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8230-25 veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Verordnung vom ... wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 13 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundeminister für Gesundheit" ersetzt. 

2. In § 16 a werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
deminister für Gesundheit" ersetzt. 

3. In § 31 Abs. 5 werden die Worte „im Geltungsbe-
reich dieser Verordnung" durch die Worte „im 
Inland" ersetzt. 
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Entwurf 

Artikel 2 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung 
der Landwirte (KVLG 1989) 

Dem § 14 des Zweiten Gesetzes über die Kranken-
versicherung der Landwirte (Artikel 8 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt ge-
ändert durch ... (BGBl. I S....), wird folgender Satz 
angefügt: 

„Für die Berechnung der Vorversicherungszeit von 
180 Kalendermonaten sind auch Versicherungszeiten 
in der gesetzlichen Krankenversicherung vor dem 
1. Oktober 1972 zu berücksichtigen." 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Artikel 1 f 

Änderung der Zulassungsverordnung 
für Kassenzahnärzte 

Die Zulassungsverordnung für Kassenzahnärzte in 
der im Bundesgesetzblatt Teil II I,  Gliederungsnum-
mer 8230-26 veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Verordnung vom . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 13 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesminister für Gesundheit" ersetzt. 

2. In § 16 a werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
desminister für Gesundheit" ersetzt. 

3. In § 31 Abs. 5 werden die Worte „im Geltungsbe-
reich dieser Verordnung" durch die Worte „im 
Inland" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung 
der Landwirte (KVLG 1989) 

Das Zweite Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte (Artikel 8 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert 
durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 2 werden die Worte „im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes" durch die Worte „im In-
land" ersetzt. 

2. In § 13 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung" durch die 
Worte „Bundesminister für Gesundheit" ersetzt. 

3. In § 14 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Berechnung der Vorversicherungszeit von 
180 Kalendermonaten sind auch Versicherungs-
zeiten in der gesetzlichen Krankenversicherung 
vor dem 1. Oktober 1972 zu berücksichtigen." 

4. In § 16 a werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
desminister für Gesundheit" ersetzt. 

5. In § 28 werden die Worte „Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
desminister für Gesundheit" und die Worte „Bun-
desminister für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit" durch die Worte „Bundesminister für 
Frauen und Jugend" ersetzt. 

6. In § 53 werden die Worte „Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
desminister für Gesundheit" ersetzt. 
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Entwurf 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 6 gilt nur für Behandlungsfälle, bei 
denen der Heil- und Kostenplan nach dem 31. Dezem-
ber 1991 erstellt wird. 

Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Artikel 2 a 

Änderung des Gesetzes zur Weiterentwicklung 
des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 

— KVLG 1972 

Das Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung vom 10. August 
1972, zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird 
wie folgt geändert: 

In § 30 Abs. 2 werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
desminister für Gesundheit" ersetzt. 

Artikel 2 b 

Änderung des Gesetzes zur wirtschaftlichen 
Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung 

der Krankenhauspflegesätze (KHG) 

Das Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Kran-
kenhäuser und zur Regelung der Krankenhauspfle-
gesätze vom 23. Dezember 1985, zuletzt geändert 
durch ... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

In § 28 Satz 1 werden die Worte „Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung" durch die Worte „Bun-
desminister für Gesundheit" ersetzt. 

Artikel 2 c 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 1 e und 1 f beruhenden Teile der 
dort  geänderten Verordnungen können auf Grund 
der jeweils einschlägigen Ermächtigung in Verbin-
dung mit diesem Artikel durch Rechtsverordnung 
geändert oder aufgehoben werden. 

Artikel 3 

unverändert 








